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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 18. März 1960 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Griechenland 
über Leistungen zugunsten griechischer Staatsangehöriger, die 
von nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen 
betroffen worden sind 

— Drucksache 2284 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Dollinger 


Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten hat 
in seiner 58. Sitzung am 26. Januar 1961 die Geset- 
zesvorlage der Bundesregierung zum Wiedergut- 
machungsvertrag mit Griechenland beraten und be- | 
schlossen, dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, 
der Vorlage unverändert zuzustimmen. In Überein- 
stimmung mit den von der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Vierten Teil des Vertrages zur Regelung 
aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen 
(Uberleitungsvertrag) vom 26. Mai 1952 übernom- 
menen Verpflichtungen haben nach dem Bundes- 
entschädigungsgesetz in der Fassung vom 29. Juni 
1956 (BGBL 1 S. 562) grundsätzlich nur diejenigen 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung gesetz- 
lichen Anspruch aul Wiedergutmachung, die eine 
räumliche Beziehung zur Bundesrepublik Deutsch- 
land haben oder wenigstens zum Deutschen Reich 
in seinen Grenzen vom 31. Dezember 1937 hatten. 

Die Regierung des Königreichs Griechenland hat 
im Jahre 1956 gemeinsam mit den Regierungen sie- 
ben weiterer Staaten bei der Bundesregierung Vor- 
stellungen erhoben, die auf eine Entschädigung auch 
derjenigen Verfolgten gerichtet waren, die die 
Wohnsitz- oder Aufenthaltsvoraussetzungen nicht 
erfüllen. 

Die Bundesregierung hat die Frage überprüft und 
ist im Bewußtsein der menschlichen Bedeutung die- 


ser Frage in Verhandlungen eingetreten, die mit 
dem Königreich Griechenland zu dem vorliegenden 
Vertrag geführt haben. Inhalt des Vertrages ist eine 
Leistung an das Königreich Griechenland in Höhe 
von 115 Millionen DM zugunsten der aus Gründen 
der Rasse, des Glaubens oder der Weltanschauung 
von nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen 
Betroffenen, die dadurch F reihe its schaden oder Ge- 
sundheitsschädigungen erlitten haben, sowie zu- 
gunsten der Hinterbliebenen dieser Geschädigten. 
Der Betrag soll in vier Raten gezahlt werden, von 
denen die erste in Höhe von 35 Millionen DM spä- 
testens einen Monat nach Inkrafttreten dieses Ver- 
trages, die zweite in Höhe von 30 Millionen DM 
spätestens am 1. März 1961, die dritte, ebenfalls in 
Höhe von 30 Millionen DM, spätestens am 1. März 
1962 und die vierte in Höhe von 20 Millionen DM 
spätestens am 1. März 1963 fällig wird. 

Wesentlich ist vor allem die Feststellung, daß mit 
dieser Leistung alle den Gegenstand des Vertrages 
bildenden Fragen zwischen der Bundesrepublik und 
Griechenland abschließend geregelt sind. In einem 
Briefwechsel zwischen dem Staatssekretär des Aus- 
wärtigen Amtes und dem Königlich Griechischen 
Botschafter wird dies ergänzend zu Artikel 3 des 
Vertrages bestätigt. Die Regierung des Königreichs 
Griechenland behält sich jedoch vor, an die Bundes- 
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regierung mit dem Verlangen nach Regelung Der mitberatende Ausschuß für Wiedergutmachung 
weiterer Forderungen heranzutreten, wenn eine hat dem federführenden Ausschuß am 26. Januar 
allgemeine Prüfung gemäß Artikel 5 Abs. 2 des seine Zustimmung zur Vorlage der Bundesregierung 
Akomme-ns über deutsche Auslandsschulden erfolgt. mitgeteilt. 

Bonn, den 26. Januar 1961 

Dr. Dollinger 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 2284 - unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 26. Januar 1961 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
Dr. Kopf Dr. Dollinger 

Vorsitzender Berichterstatter 
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